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6. Diplomatie als Form 
außenpolitischer 
Entscheidungsverwirklichung

Günther Schmid

1. Definitionen der Charakteristika

»Es genügt nicht, einen Staatsm ann nur an seinen Absichten zu messen; 
denn im Gegensatz zum Philosophen muß er seine Vision in die Tat 
umsetzen. Dabei sieht sich der Staatsm ann unvermeidlich m it den U n­
vollkommenheiten seines M aterials sowie mit der Tatsache konfron­
tiert, daß die anderen Mächte nicht nur Faktoren sind, die man mani­
pulieren kann, sondern Kräfte, mit denen m an fertig werden muß; daß 
die Erfordernisse der Sicherheit je nach geographischer Lage und innen­
politischer Struktur eines Staates unterschiedlich sind. Sein Instrum ent 
ist die Diplomatie, die Kunst, Staaten lieber durch Übereinstimmung 
als durch Gewaltanwendung miteinander in Beziehung zu setzen, durch 
Darlegung einer gemeinsamen Ausgangsbasis, bei der sich Sonderwün- 
sche unter das große Ganze einordnen1.«

Diese Worte Henry K issingers, eines der bedeutendsten diplo­
matischen Praktikers unserer Zeit, markieren nicht nur den Stel­
lenwert, sondern auch wesentliche Charakteristika der Diplomatie.

Was ist Diplomatie?
Der »Grand Larousse« z. B. definiert Diplomatie als
»») Wissenschaft und Praxis der internationalen Beziehungen und
der Berichterstattung zwischen Regierungen. . .
b) Laufbahn, Funktion und Arbeitsweise desjenigen, der sein 
Land bei einer fremden Nation oder in den internationalen Ver­
handlungen vertritt. . .
c) das >Corps<, das sich aus diesen Vertretern zusammensetzt, die 
Gemeinschaft der Diplomatie«2.
Heinrich End, zwischen 1963 und 1968 im höheren Auswärtigen 
Dienst der Bundesrepublik Deutschland tätig, beschreibt Diplo­
matie als »jede Art von Verhandeln mit einem anderen Staat im 
Interesse des eigenen Staates oder der Staatengemeinschaft, und 
der Auswärtige Dienst ist das Instrument, dessen sich die Außen­
politik zur Durchsetzung ihrer Ziele bedient3«.
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verschiedener gängiger Begriffsbestimmungen abdeckt, soll des­
halb der folgende Arbeitsbegriff vorgeschlagen werden:
Als Diplomatiedefinition, welche die wesentlichen Charakteristika 
Diplomatie ist jede Art der außenpolitischen Zielverwirklichung 
und Interessenvertretung im internationalen Rahmen durch Kom­
munikation, insbesondere durch Verhandlungen, mit anderen Völ­
kerrechtssubjekten. Als Völkerrechtssubjekte sind nicht nur sou­
veräne Staaten, sondern auch internationale und supranationale 
Organisationen, Treuhand- und Mandatsgebiete, der Vatikan und 
das Internationale Komitee vom Roten Kreuz anzusehen. Um­
stritten ist, ob Aufständischen und Einzelpersonen allgemein Völ­
kerrechtssubjektivität zukommt.

2. Geschichte und Entwicklung der Diplomatie

Der Terminus Diplomatie stammt von dem griechischen Wort 
»diploma« ab - in der ursprünglichen Bedeutung »zweifach Ge­
faltetes« - , mit dem eine zusammengefaltete Urkunde, vermut­
lich das spätere sogenannte Beglaubigungsschreiben des Diplomat­
ien, bezeichnet wurde. Der englische Schriftsteller Edmund Burke 
verwendete den Begriff Diplomatie 1796 zum ersten Mal.
Bereits im 13. Jahrhundert vor Christus kann in Ägypten und bei 
den Hethitern die Existenz einer Ad-hoc-Diplomatie nachgewie­
sen werden, d. h. die Entsendung zeitlich begrenzter Gesandt­
schaften für bestimmte konkrete Aufgaben. Die Immunität dieser 
ad hoc ernannten Unterhändler, ihre Verhandlungs- und Reprä­
sentationsvollmachten stellen typische Merkmale eines bereits da­
mals ausgefeilten diplomatischen Systems dar.
Auch tauschten die griechischen Städte häufig Abordnungen aus, 
die einen Querschnitt ihrer jeweiligen Sozialstruktur widerspie­
gelten. Mit der beginnenden Renaissance entwickelte sich in Eu­
ropa die permanente Diplomatie, das ständige Gesandtschafts­
wesen, kurz: die klassische Diplomatie, wie wir sie heute verste­
hen.
Die ständig enger werdende wirtschaftliche und handelspolitische 
Verflechtung der Mittelmeerstaaten steigerte das Bedürfnis nach 
Informationen über die innenpolitischen Verhältnisse des be­
treffenden Partnerstaates. Zwischen 1493 und 1500 errichteten 
Mailand, Venedig und Florenz ständige Gesandtschaften in
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Frankreich und Spanien. Alle diese diplomatischen Vertreter blie­
ben so lange auf ihrem Posten, bis sie durch Nachfolger abgelöst 
wurden. Sie erhielten für ihre Arbeit detaillierte schriftliche In­
struktionen und wurden über alle wesentlichen Vorgänge im Sen­
deland unterrichtet. Mit Hilfe von chiffrierten Botschaften berich­
teten die Gesandten regelmäßig ihren Regierungen und mußten 
nach Rückkehr an den Sitz ihrer Zentrale einen ausführlichen 
Abschlußbericht -  den sogenannten relazione -  an den Senat er­
statten.
Mit R ichelieu betrat der erste große Verhandlungsdiplomat die 
politische Bühne. Durch Erlaß vom 11. März 1626 richtete er das 
erste moderne Außenministerium des Abendlandes ein. 1782 wird 
das britische »Foreign Office« gegründet und durch die damit 
verbundene Katalogisierung und Klassifizierung der einlaufenden 
Papiere der Grundstein für die Entwicklung einer umfangreichen 
außenpolitischen Bürokratie gelegt.
Die unter dem Großen Kurfürsten Friedrich Wilhelm um 1650 
ins Leben gerufene preußische Diplomatie bildete die Vorläuferin 
der reichsdeutschen Diplomatie, die mit der Gründung des Nord­
deutschen Bundes im Jahre 1867 durch Otto von Bismarck ein­
gerichtet wurde. Die am 8. Dezember 1732 erfolgte schriftliche 
Instruktion F riedrich Wilhelms i. über die Führung der aus­
wärtigen Angelegenheiten darf als Gründungsdatum des »De­
partments der auswärtigen Angelegenheiten«, des späteren deut­
schen Auswärtigen Amtes, gelten. Die erstmalig 1792 gedruckte 
Gliederung des Departments sah fünf »Vortragende Geheime 
Räte« vor.
Die österreichische Diplomatie erreichte zu Beginn des 18. Jahr­
hunderts ihre Blütezeit. Im Jahre 1742 wurde unter Maria The­
resia die Staatskanzlei von der Hofkanzlei abgetrennt und zu 
einem selbständigen österreichischen Außenministerium ausge­
baut. Gleichzeitig gründete Maria Theresia mit der Wiener Kon­
sularakademie die erste bedeutende Ausbildungsstätte für den 
diplomatischen Nachwuchs.
Auf dem Wiener Kongreß von 1815 wurden erstmalig die diplo­
matischen Rangstufen und das oft zu nicht unerheblichen Aus­
einandersetzungen führende Problem des Vortritts bei Diplomaten 
gleichen Ranges international festgelegt. Die letzte Anlage der 
Wiener Schlußakte vom 9. Juni 1815 enthält eine verbindliche 
Regelung des Ranges der diplomatischen Vertreter, die man in 
drei Klassen einteilte:
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a) in die Klasse der Botschafter, Legaten oder Nuntien (Vertreter 
des Heiligen Stuhls), die bei den Staatsoberhäuptern des Emp­
fangsstaates beglaubigt sind;
b) in die Klasse der Gesandten, Minister und Internuntien, die 
ebenfalls bei den Souveränen akkreditiert sind, und
c) in die Klasse der Geschäftsträger (Vertreter des abwesenden 
Botschafters), die den Außenministern ihr Beglaubigungsschrei­
ben überreichen.
Das »Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen« 
vom 18. 4. 1961 hat diese Klassifizierung in Art. 14 übernom­
men.
Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts waren die Diplomaten die 
persönlichen Beauftragten ihres Monarchen, die »Geschäftsleute« 
der Fürsten und Dynastien. »Die Anhänglichkeit an die Dyna­
stie« -  so vermerkt G erbore -  »war ihr Patriotismus«4.
Dieses Selbstverständnis des Diplomaten fand sein abruptes Ende 
mit dem Beginn der Französischen Revolution. Sowohl die Fran­
zösische als auch die Amerikanische Revolution warfen die Frage 
der Beteiligung von Volksvertretungen an Entscheidungen der 
Auswärtigen Politik auf. Allerdings betonten die großen Staats­
philosophen des 17. und 18. Jahrhunderts, Locke, Montesquieu 
und Rousseau, daß die eigentliche Führung der Außenpolitik 
auch in einer demokratischen Staatsform in den Händen der Exe­
kutive zu liegen habe und alleinige Domäne der Regierung sei. 
Die amerikanische Verfassung von 1787 regelte daran anknüp­
fend die erste verfassungsrechtliche Beteiligung des Kongresses 
und seiner beiden Häuser am außenpolitischen Entscheidungspro­
zeß. Die französischen Revolutionsverfassungen von 1791, 1793 
und 1795 legten die auswärtige Kompetenz in weiten Teilen fast 
vollständig in die Hände der Legislative.
Erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts führten zwei po­
litische Strömungen zu einer Veränderung und Begrenzung der 
klassischen Geheimdiplomatie: der politische Liberalismus und 
der aufkommende Nationalismus. Beiden gelang es, die absolute 
auswärtige Macht der herrschenden Monarchien und ihrer Ver­
treter durch Verfassungen einzugrenzen und partiell auf Volks­
vertretungen zu verlagern. Zum ersten Mal standen sich als Ver­
handlungspartner nicht mehr Diplomaten und Staatsmänner ge­
genüber, die wie zur Zeit des Wiener Kongresses Mitglieder eines 
Standes und einer Kaste waren, sondern Unterhändler, die die
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Ansprüche, die Rechte und das Prestige ihrer Nation zu vertei­
digen hatten.
Während im Entwurf der Paulskirchenverfassung von 1849 kein 
weitergehendes Mitwirkungsrecht für den Reichstag verankert 
war und das Parlament auch im Kaiserreich nur über eine sehr 
begrenzte Mitwirkungskompetenz für die Gestaltung der aus­
wärtigen Politik verfügte, unterwarf erst die Weimarer Verfas­
sung vom 11. August 1919 in ihrem Art. 45 Kriegserklärung und 
Friedensschluß der Zustimmung des Reichstages und erstreckte 
die Zustimmungsbedürftigkeit auch auf Bündnisbeitritte und Ver­
träge mit fremden Staaten. Nach Art. 73 Grundgesetz (GG) hat 
der Bund die ausschließliche Gesetzgebung über die auswärtigen 
Angelegenheiten. Bundesgesetze werden nach Art. 77 vom Bun­
destag beschlossen. In Art. 59 Abs. 2 ist festgelegt, daß Verträge, 
die die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen, der Zustimmung 
oder Mitwirkung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes bedürfen. Art. 
45a GG sieht die Bestellung eines Bundestagsausschusses für aus­
wärtige Angelegenheiten vor.

3. Die Abwertung des klassischen diplomatischen
Instrumentariums nach dem Zweiten Weltkrieg und ihre 
Ursachen

Aufgaben, Inhalt und Instrumentarium der Diplomatie haben 
sich seit Ende des Ersten Weltkrieges nicht nur materiell verviel­
facht, sondern auch so grundlegend verändert, daß sich Hans 
Morgenthau veranlaßt sah, von einem »Niedergang der Diplo­
matie« seit dieser Zeit zu sprechen5.
Für diese Abwertung -  hier verstanden als Reduzierung von 
Rolle und Funktion der klassischen Diplomatie, wie sie im 18. 
und 19. Jahrhundert auftrat -  können vier auslösende Faktoren 
ins Feld geführt werden.
Die Revolutioniening des Kommunikationswesens hat einerseits 
die mit weitgehenden Verhandlungsvollmachten ausgestatteten 
Diplomaten vergangener Zeiten überflüssig gemacht, anderer­
seits aber kann der diplomatische Vertreter unserer Tage durch 
die enorme Geschwindigkeit der Kommunikationsabläufe schnel­
ler als Vertreter und Sprecher seiner Regierung verfügbar sein -
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ein besonders in Krisenzeiten nicht zu unterschätzender Vorteil. 
Ferner verstärken die modernen Verkehrsmittel die Bereitschaft 
der Staaten, zu kurzfristig anberaumten Konferenzen auf hoher 
und höchster Ebene zusammenzutreffen, um politische Grund­
satzfragen oder konkrete Probleme direkt und ohne bürokrati­
schen Filter diskutieren zu können.
Ein zweiter Faktor, der erheblich zur Funktionsveränderung des 
diplomatischen Instrumentariums beigetragen hat, stellt die Ent­
wicklung und Institutionalisierung der multilateralen Diplomatie, 
besonders in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, im Rahmen 
von Kongressen, Konferenzen und zwischenstaatlichen Organi­
sationen dar.
Weiterhin kann besonders im Laufe der letzten beiden Jahr­
zehnte eine Verlagerung der einst vom Diplomaten monopoli­
stisch wahrgenommenen Funktionen auf konkurrierende Berufs­
zweige diagnostiziert werden. Nicht nur der technisch und organi­
satorisch perfektionierte Auslandsjournalismus -  an der Spitze 
Rundfunk, Fernsehen und Prestigepresse mit ihrem weltweiten 
Korrespondentennetz -, sondern auch die Tätigkeit von Vertre­
tern großer Verbände, Stiftungen, Nachrichten- und Geheimdien­
sten oder multinationaler Konzerne »überholen« häufig die In­
formationsarbeit des Diplomaten im Empfangsstaat und machen 
sie damit überflüssig. Ebenso reduziert das wachsende Tätigkeits­
spektrum anderer Ministerien oder Regierungsinstitutionen im 
Ausland sehr oft die eigentlichen Aufgaben der diplomatischen 
Vertretung zu sekundärer verwaltungs- und organisationstechni­
scher Arbeit.
Schließlich muß in diesem Zusammenhang noch die Übertra­
gung der klassischen Aufgaben des Diplomaten im Ausland -  
Information der eigenen Regierung und Wahrnehmung der staat­
lichen Interessen im Empfangsstaat -  auf Sonderbotschafter und 
persönliche Unterhändler der Regierungsspitze erwähnt werden, 
die in nicht geringem Maße zu einer Aushöhlung der Inhalte und 
Zwecke des Diplomatenberufs beigetragen hat und noch beiträgt. 
Deutlich erkennbar wurde die sprunghafte Aufwertung des sog. 
»Beratersystems« und die damit verbundene partielle Ausschal­
tung des eigentlichen diplomatischen Dienstes besonders im ame­
rikanischen Präsidialsystem und dies spätestens seit der Präsi­
dentschaft Franklin D. Roosevelts, der mit seinem Berater 
Harry Hopkins seinen eigentlichen Außenminister Hüll und 
dessen außenpolitische Bürokratie bei zahlreichen Entscheidungs-
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Prozessen überspielte und Hopkins zum wichtigsten außenpoli­
tischen Entscheidungshelfer und Sonderbotschafter seiner Admi­
nistration machte6.
In den letzten Jahren stehen vor allem zwei Namen synonym 
für das Gewicht von persönlichen Beauftragten der Regierungs­
chefs im außenpolitischen Entscheidungsprozeß: Egon Bahr, der 
als ost- und deutschlandpolitischer Chefunterhändler der Regie­
rung Brandt/Scheel seine Moskauer Vertragssondierungen-ohne 
substantielle Beteiligung der deutschen Botschaft in Moskau -  
direkt mit dem sowjetischen Außenminister Gromyko führte, und 
Henry K issinger, der als Berater Präsident N ixons für Fragen 
der nationalen Sicherheit zwischen 1969 und 1972 als eigentlicher 
Chefdiplomat der amerikanischen Regierung fungierte und alle 
wesentlichen außenpolitischen Entscheidungen nicht nur treffen 
half, sondern sie auch in direkten Gesprächen mit den Partei- 
und Regierungsspitzen der jeweiligen Staaten vorbereitete und 
durchführte.
Die Ausschaltung und »Kurzschließung« der gesamten außenpoli­
tischen Bürokratie und ihrer Apparaturen durch ad hoc ernannte 
Berater und Sonderbeauftragte wirft allerdings Probleme der au­
ßenpolitischen Effektivität, des Informationsflusses und damit der 
außenpolitischen Prioritäten überhaupt auf, die die gesamte 
Struktur des außenpolitischen Willensbildungs- und Entschei­
dungssystems betreffen7.

4. Diplomatie im weiteren Sinne als Staatskunst

Die Regierungsspitze, die das außenpolitische Konzept eines Staa­
tes, d. h. seine Außenpolitik schlechthin, formuliert, besteht nicht 
nur aus dem Regierungschef -  der in Personalunion auch Staats­
chef sein kann -  und seinem eigenen Exekutivbüro (Kanzleramt, 
White House Office). Einen wesentlichen Einfluß auf den Ent­
wurf der Außenpolitik üben in demokratisch verfaßten Staaten 
die Kabinette und hier besonders der für die Auswärtigen Bezie­
hungen zuständige Außenminister und seine Organisation aus. 
Hinzu kommen häufig Einflüsse von persönlichen Beratern (Kis­
singer, Bahr), Beraterstäben (etwa der sog. »National Security 
Council« in den USA) sowie von den Spitzen der die Regierung 
tragenden Parteien. Auch die parlamentarische Opposition kann 
durchaus die Außenpolitik der Regierung beeinflussen bzw. mo­
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difizieren, als Beispiel hierfür sei das Verhalten der CDU/CSU- 
Opposition im Bundestag während der Debatten über die Ostpoli­
tik der sozialliberalen Koalition zwischen 1970 und 1972 genannt. 
Darüber hinaus kann es auch mächtigen Interessengruppen (pres­
sure groups), die vornehmlich wirtschaftliche Interessen vertre­
ten, gelingen, auf die Ausrichtung der offiziellen Außenpolitik 
der Regierung Einfluß nehmen. Der Druck von amerikanischen 
Konzernen auf die amerikanische Lateinamerika-Politik illustriert 
dies seit geraumer Zeit.
Die Formulierung des außenpolitischen Rahmens durch die staat­
lichen Entscheidungsträger erfolgt durch die Festsetzung grund­
sätzlicher außenpolitischer Ziele und durch die Entscheidung über 
die Wahl der Methoden (Strategien) und Mittel zur Durchset­
zung dieser Ziele8.
Typische Beispiele für außenpolitische Strategien sind etwa die 
Politik der Eindämmung (Containment), welche die Vereinigten 
Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg gegenüber der Sowjetunion 
und später auch der Volksrepublik China betrieben haben, die 
Politik der Beschwichtigung (appeasement), die das britische Ver­
halten gegenüber H itler Ende der dreißiger Jahre charakteri­
sierte, die Politik der Abschreckung, die aus der Sicht der west­
lichen Staaten durch eine nicht mehr kalkulierbare Schadenser­
wartung die Gegenseite von einem ersten nuklearen Schlag ab­
halten soll, und schließlich die von der Bundesrepublik gegenüber 
der DDR bis Ende der sechziger Jahre verfolgte auswärtige 
Nichtanerkennungspolitik, die mit dem Instrument der »Hall- 
STEiN-Doktrin« die Beziehungen der DDR zu Drittstaaten wegen 
deren mangelnder demokratischer Legitimierung zu blockieren 
und den zweiten deutschen Staat international zu isolieren suchte.

5. Charakteristische Erscheinungsformen der Diplomatie in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts

5.1 Die Konferenzdiplomatie

Die Konferenzdiplomatie als Beispiel für multilaterale Diploma­
tie in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts ist nicht neu. Le­
diglich ihre Bedingungen und Voraussetzungen haben sich ver­
ändert. Die revolutionäre Entwicklung der Verkehrs- und Kom­
munikationsmittel, die sich immer deutlicher herausbildende In­
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terdependenz der Staaten auf allen Ebenen und die starke Publi­
zität solcher Konferenzen erleichtern und erfordern nicht nur ihre 
Abhaltung, sondern machen sie auch zu einem breiten Forum 
unmittelbarer internationaler Kommunikation auf hoher und 
höchster Ebene. Die Häufigkeit und Dichte multilateraler Kon­
ferenzen hat im 20. Jahrhundert stetig zugenommen.
Bereits der Wiener Kongreß und die Versailler Friedenskonfe­
renz von 1919 waren -  letztere mit ihren 70 Delegierten aus den 
27 Siegerstaaten des Ersten Weltkriegs -  ein Beispiel für den 
Versuch, Fragen, an denen mehrere Staaten beteiligt sind, mit 
Hilfe der Konferenzdiplomatie zu lösen.
Auch die großen Kriegs- und Nachkriegskonferenzen, die die Kriegs­
alliierten zwischen 1941 und 1945 abhielten, sind charakteristisch 
für die immer häufiger angewandte Konferenzdiplomatie, die sich 
meist im Rahmen von Gipfeltreffen der führenden Staatsmänner 
abspielte. Als weitere spektakuläre Beispiele für das Auftreten der 
Konferenzdiplomatie können die Waffenstillstandsverhandlungen 
von Panmunjom, die zwischen 1951 und 1953 am 38. Breitengrad, 
der Demarkationslinie zwischen Süd- und Nordkorea, stattfan­
den und zur Beendigung des Koreakrieges führten, und die Gen­
fer Indochina-Konferenz von 1954 gelten. Weitere multilaterale 
Konferenzen führten 1955 zur Gründung der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft (Konferenz von Messina) und im gleichen 
Jahr zu einem ersten Treffen von 29 blockfreien afro-asiatischen 
Staaten auf Java (Konferenz von Bandung). Gipfelkonferenzen 
kommunistischer Staaten und Parteien fanden im November 1957 
und im November 1961 in Moskau, im April 1967 in Karlsbad 
und im Juni 1969 wieder in Moskau statt; die vorläufig letzte 
wurde Ende Juni 1976 in Ost-Berlin abgehalten, wo sich nach 
zwanzigmonatiger Vorbereitungszeit Vertreter von 29 kommuni­
stischen und Arbeiterparteien trafen.
In der jüngsten Zeit verdienen besonders vier internationale Kon­
ferenzprojekte Aufmerksamkeit. Einmal die seit 1958 mit Unter­
brechungen tagende Genfer Abrüstungskonferenz, die im Früh­
sommer 1973 in Helsinki angelaufene und im August 1975 zu 
Ende gegangene Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE), die im Oktober 1973 begonnene und in Wien 
tagende Konferenz für beiderseitige, ausgewogene Truppenreduk­
tionen (MBFR) und die seit Dezember 1973 in Genf stattfin­
dende und zur Zeit unterbrochene Nahost-Friedenskonferenz. 
Moderne multilaterale Konferenzen können sich entweder mit
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der Erreichung eines konkreten politischen Zieles beschäftigen -  
beispielsweise mit dem gezielten Ausbau der Europäischen Ge­
meinschaft, der auf den Gipfelkonferenzen der europäischen Re­
gierungschefs in Den Haag (Dezember 1969) und Paris (Oktober 
1972) beraten wurde -  oder aber, wie die Bandung-Konferenz 
von 1955, eine allgemeine Erörterung der gegenwärtigen politi­
schen Lage und die Abstimmung grundsätzlicher außenpolitischer 
Verhaltensweisen in bestimmten Fragen zum Inhalt haben.
Die Konferenzdiplomatie impliziert zwei häufig unterschätzte 
Gefahren. Durch die Publizität internationaler Konferenzen ge­
raten derartige Treffen sehr oft unter Zeitdruck, da die Konfe­
renzdauer in vielen Fällen vorher festgelegt wird und deshalb 
komplexe Verhandlungsmaterien nicht erschöpfend behandelt 
werden können. Da große Konferenzen meist von der internatio­
nalen Presse bevorzugt herausgestellt und besonders aufmerk­
sam beobachtet werden, geraten sie häufig unter Erfolgszwang. 
Durch den Druck der öffentlichen Meinung, besonders im eige­
nen Land, verengt sich oft der eigene Verhandlungsspielraum 
und macht eine emotionslose sachliche Diskussion unmöglich, da 
jedes Detailproblem zur Prestigefrage hochstilisiert wird und die 
Konferenz zum Propagandaforum entartet. Krekeler verweist 
ferner auf die bei solchen Konferenzen besonders starke Neigung, 
sich über den Rat von Sachkennern hinwegzusetzen9.

5.2 Diplomatie in internationalen Organisationen

Obwohl die internationalen Organisationen bereits im 19. Jahr­
hundert institutioneile Vorläufer hatten, bildete der 1919 ins Le­
ben gerufene Völkerbund, der vom amerikanischen Präsidenten 
W ilson initiiert wurde, die erste universale politische Organisa­
tion. Mit den Vereinten Nationen, der OECD, den Europäischen 
Gemeinschaften -  die den höchsten Integrationsgrad aller inter­
nationalen Organisationen aufweisen - ,  dem Europarat, der 
NATO und anderen ständigen Gremien wurden erst im 20. Jahr­
hundert internationale Organisationen errichtet, deren Mitglieder 
durch ständige Vertreter in den Organen dieser Institutionen prä­
sent sind und deren elementare politische Bedeutung besonders 
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges plastisch demonstriert 
wurde. Ihre Gründung ist die Folge einer immer stärker werden­
den Verdichtung der zwischenstaatlichen Beziehungen in einem 
kleiner werdenden internationalen Interaktionsraum10.
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Krekeler ordnet der Diplomatie und ihren Vertretern im Rah­
men internationaler Organisationen drei verschiedene Funktionen 
zu.
Einmal hat sich der Beamte des jeweiligen Außenministeriums 
mit dieser Organisation zu befassen, wenn er in jener Abteilung 
arbeitet, die für Angelegenheiten dieser permanenten Institution 
zuständig ist.
Dann kann der Diplomat als Angehöriger der ständigen Vertre­
tung seines Staates am Sitz der Organisation bei der Vertretung 
und Durchsetzung der eigenen staatlichen Interessen mitwirken. 
Schließlich findet der Diplomat innerhalb der Organisation und 
ihrer Bürokratie, zu der er delegiert oder für die er freigestellt 
werden kann, ein reichhaltiges Betätigungsfeld. In dieser Funk­
tion ist der Diplomat zur Loyalität gegenüber der Organisation, 
nicht seinem Staat, verpflichtet und hat den Status eines »inter­
nationalen Beamten«. In der Europäischen Gemeinschaft wird ein 
sog. »europäischer Beamter« nach einer Probezeit auf Lebenszeit 
angestellt. Er ist gegenüber der Kommission, der Exekutive der 
Gemeinschaft, weisungsgebunden. Internationale Beamte sind 
»weder de jure noch de facto >Diplomaten< im Sinne der Vertre­
tung eines auftraggebenden Staats11«.

5.3 Bilaterale Geheimdiplomatie

Seit Ende der sechziger Jahre hat sich eine besonders charakte­
ristische Erscheinungsform der internationalen Diplomatie her­
ausgebildet, die bilaterale Geheimdiplomatie. Als besonders typi­
sche Beispiele dürfen die Verhaltensweisen der N ixon/K issinger- 
Administration in der Frage einer Lösung des Vietnam-Konflikts 
und der Neuformulierung der amerikanischen China-Politik so­
wie die »Ein-Mann-Diplomatie« Henry K issingers im Rahmen 
der Verhandlungen zwischen Israel und Ägypten einerseits und 
Israel und Syrien andererseits gelten.
Die bilateralen Geheimverhandlungen, die Präsident N ixons Si­
cherheitsberater K issinger zwischen 1969 und Ende 1972 mit 
Vertretern des nordvietnamesischen Politbüros in Paris führte 
und die im Januar 1973 mit dem Abschluß eines Waffenstill­
standsabkommens vorläufig beendet wurden, legen die Vorteile 
dieses diplomatischen Verfahrens frei: K issinger konnte wegen 
der völligen Geheimhaltung seiner Sondierungen ohne jeden Zeit­
druck, ohne Einwirkung der amerikanischen und internationalen
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öffentlichen Meinung und damit ohne Erfolgszwang verhandeln 
und auf höchster Ebene einen direkten Kommunikationsstrang 
errichten, der es ermöglichte, bei veränderten Konstellationen 
sofort in einen unmittelbaren Meinungsaustausch einzutreten. 
Nach der gleichen Methode verfuhren N ixon und K issinger bei 
der Einleitung der modifizierten amerikanischen Chinapolitik. In 
direkten bilateralen Geheimverhandlungen mit der chinesischen 
Führungsspitze sondierte Kissinger zunächst die chinesische Ge­
sprächsbereitschaft und deren Vorstellungen. Gleichzeitig wurde 
ein direkter geheimer Kommunikationskanal zwischen beiden Re­
gierungen geschaffen, um einen von der Öffentlichkeit nicht be­
einflußbaren Meinungsaustausch in die Wege zu leiten. Erst dann 
fand die neue amerikanische Chinapolitik mit dem Besuch N i­
xons in Peking offiziell ihren sichtbaren Ausdruck.
Nicht zuletzt sind auch die bilateralen Geheimverhandlungen 
zwischen Bonn und Ost-Berlin auf Staatssekretärs- bzw. Minister­
ebene Indizien dafür, daß zweiseitige Geheimdiplomatie materiell 
sehr erfolgreich sein kann. Zwischen November 1970 und Herbst 
1973 trafen sich die Unterhändler der Bundesrepublik und der 
DDR, Bahr und Kohl, zu insgesamt 75 vertraulichen Gesprächs­
runden, in deren Verlauf die ganze Palette der zwischendeutschen 
Beziehungen erörtert wurde und die unmittelbar zum Abschluß 
von drei Regierungsabkommen führten und den Rahmen für 
weitere vielfältige Sachverhandlungen absteckten.

5.4 Die Gipfeldiplomatie

Die Reihe der Gipfelbegegnungen von Staatsmännern aus Ost 
und West reicht von den großen Gipfelkonferenzen der Kriegs­
alliierten in Teheran, Jalta und Potsdam bis zu den Treffen des 
amerikanischen Präsidenten mit der chinesischen und sowjeti­
schen Führung.
In der Regel haben die Spitzenbegegnungen der 50er und 60er 
Jahre die hohen Erwartungen nicht rechtfertigen können, die die 
internationale Öffentlichkeit in sie gesetzt hat. Dies lag vor allem 
daran, daß derartige Treffen objektiv vorhandene Problemstel­
lungen und tiefgreifende grundsätzliche Meinungsverschiedenhei­
ten nicht ad hoc lösen konnten. Häufig wurden sie als letztes 
Mittel benutzt, um grundlegende Streitfragen doch noch auf 
höchster Ebene einer Lösung zuzuführen. Aber weder die Begeg­
nung E isenhowers mit Chruschtschow im Jahre 1959 in Camp
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David, noch das Wiener Gipfeltreffen zwischen Kennedy und 
Chruschtschow von 1961, noch der amerikanisch-sowjetische 
Gipfel von Glassboro, wo sich 1965 Johnson und Kossygin tra­
fen, brachten einen grundsätzlichen Anschauungskonsens hinsicht­
lich relevanter Fragen des Ost-West-Gegensatzes. Der jeweils 
emphatisch beschworene »Geist« von Camp David, Wien und 
Glassboro verflüchtigte sich rasch und mußte einer nüchterneren 
weltpolitischen Lagebeurteilung Platz machen.
Daß nur eine in bestimmten Punkten vorgeklärte Verhandlungs­
materie den substantiellen Erfolg eines derartigen Treffens am 
besten garantieren kann, unterstreicht die Verfahrenstechnik der 
beiden amerikanisch-sowjetischen und amerikanisch-chinesischen 
Spitzenbegegnungen von 1972. Wohl kaum ein Gipfeltreffen des 
20. Jahrhunderts ist mit ähnlicher Präzision und Sorgfalt vorbe­
reitet worden wie die Begegnung Präsident N ixons mit dem chi­
nesischen Premierminister Tschou En-lai und Parteichef Mao 
Tse-tung. N ixons Sicherheitsberater K issinger reiste allein mit 
zehn Entwürfen für das amerikanisch-chinesische Abschlußkom­
munique nach Peking.
Auch für die Gipfelkonferenzen der EG-Staaten von Den Haag 
(1969) und Paris (1972) wurden umfangreiche Vorbereitungen 
getroffen und von Wirtschafts- und Währungsexperten konkrete, 
vorab geklärte Tagesordnungspunkte festgelegt.
Obwohl Gipfelkonferenzen den Vorteil haben, daß die beteilig­
ten Regierungschefs -  im Gegensatz zu ihren diplomatischen Ver­
tretern -  keinen Weisungen unterworfen sind und sie daher ihre 
Verhandlungsposition in eigener Verantwortung modifizieren 
können, hat sich ihre Zahl und die Neigung, solche Treffen abzu­
halten -  von Gipfelbegegnungen der EG-Mitgliedsländer und 
Staatsmännern der wichtigsten westlichen Industriestaaten abgese­
hen - , seit Mitte der 60er Jahre merklich reduziert. Allerdings 
kommen die Partei- und Regierungsspitzen der Ostblock-Staaten 
fast regelmäßig zu geheimen Konsultationen auf höchster Ebene 
zusammen, um ihre Außen-, Innen-, Sicherheits- und Wirtschafts­
politik abzustimmen und ihre Haltung zu konkreten Fragen der 
internationalen Politik zu koordinieren. Die Ost-West-Gipfel- 
diplomatie wird heute in zunehmendem Maße von der bilateralen 
Geheimdiplomatie persönlicher Unterhändler ersetzt.
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